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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die landwirtschaftliche Selbstverwaltung 
- Nr. 4382 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die landwirtschaftliche Selbstverwaltung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


Zweck und Einrichtung der Selbstverwaltung 

(1) Zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung durch die verantwortliche Mit- 
arbeit der Berufszugehörigen der Landwirt- 
schaft werden in den Ländern landwirtschaft- 
liche Selbstverwaltungseinrichtungen (Land- 
wirtschaftskammern, Bauernkammern, nach- 
stehend „Kammern“ genannt) errichtet. Die 
Kammern sind Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts. 

(2) Zur Landwirtschaft im Sinne dieses Ge- 
setzes rechnen auch die Forstwirtschaft, die 
Fischerei in Binnen- und Küstengewässern 
sowie die landwirtschaftlichen Nebenbetriebe. 


§2 

Aufgaben 

(1) Aufgabe der landwirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung ist es, die Landwirtschaft in allen 
Ihren Zweigen und die in ihr Berufstätigen 
in betriebswirtschaftlicher und betriebstech- 
nischer Hinsicht zu "^ördern und zu betreuen. 
Ihr Aufgabenbereich erstreckt sich Insbeson- 
dere darauf, 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die landwirtschaftliche Selbstverwaltung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zweck und Einrichtung der Selbstverwaltung 
(1) unverändert 


(2) Zur Landwirtschaft im Sinne dieses Ge- 
setzes rechnen auch die Forstwirtschaft, die 
Fischerei in Binnen- und Küstengewässern 
und, soweit die Länder nichts anderes be- 
stimmen, die Kleine Hochseefischerei sowie 
die landwirtschaftlichen Nebenbetriebe. 

§ 2 

Aufgaben 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


a) die Erzeugung durch geeignete Einrich- 
tungen und Maßnahmen zu fördern und 
zu steigern; 

b) die nichtpflichtschulmäßige Ausbildung 
und Fortbildung, soweit diese nicht durch 
staatliche Einrichtungen geschieht, sowie 
die praktische Berufsausbildung durchzu- 
führen; 

c) die Wirtschaftsberatung, soweit sie nicht 
durch staatliche Stellen wahrgenommen 
wird, durchzuführen; 

d) den Wohnungsbau auf dem Lande für 
Angehörige des landwirtschaftlichen Be- 
rufsstandes. insbesondere den Bau von 
Landarbeitereigenheimen und sonstigen 
Landarbeiterwohnungen zu fördern; 

c) in Fragen der Verwertung und des Ab- 
satzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse be- 
ratend mitzuwirken und das landwirt- 
schaftliche Genossenschaftswesen zu för- 
dern; 

f) Behörden und Gerichte in fachlichen Fra- 
gen der Landwirtschaft zu unterstützen, 
Insbesondere Gutacliten zu erstatten und 
Sachverständige zu bestellen sowie Bei- 
sitzer für die in Landwirtschaftssachen 
tätigen Gericlite vorzuschlagen; 

g) Richtlinien über das Sachverständigen- 
und Buchführungswesen herauszugeben; 

h) bei den Preisnotierungen der Produkten- 
börse und der Märkte mitzuwirken; 

i) die aus der Landwirtschaft stammenden 
Heimatvertriebenen in ihrem Bestreben 
auf Fortbildung und Eingliederung in die 
landwirtschaftllclie Berufstätigkeit zu un- 
terstützen. 

(2) Die Landesregierungen können den 
Kammern mit deren Zustimmung weitere 
Aufgaben als Auftragsangelegenheiten über- 
tragen und sie mit den dazu erforderlichen 
Befugnissen ausstatten. 

(3) Zu den Aufgaben der Kammern gehört 
nicht die wIrtschafts- und sozialpolitische 
Vertretung und Betreuung der Landwirt- 
schaft und der dem landwirtschaftlichen Be- 
rufsstand angehörenden Personen. 

(4) Zur Wahrnehmung übergebietlichcr 
Aufgaben ihres Arbeitsbereichs können die 
Kammern besondere Einrichtungen schaffen. 
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Entwurf 

(5) Die Kammern sollen vor Erlaß von 
Vorschriften und Anordnungen, die ihr Auf- 
gabengebiet berühren, gehört werden. 

§3 

Hauptversammlung und Organe 

(1) Die Berufszugehörigen der Landwirt- 
schaft eines Kammerbezirks wählen aus ihrer 
Mitte Vertreter, die die Hauptversammlung 
bilden. Die erste Hauptversammlung wird 
von der Aufsichtsbehörde einberufen. 

(2) Die Betriebsinhaber und ihre in der 
Landwirtschaft mitarbeitenden Familienan- 
gehörigen einerseits und die landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer andererseits wählen ihre 
Vertreter in getrennten Wahlgängen in un- 
mittelbarer, geheimer Wahl nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl. Dabei sind 
Heimatvertriebene angemessen 
zu berücksichtigen. Die landwirt- 
schaftlichen Arbeitnehmer sind bis zu einem 
Drittel der Mitglieder an der Hauptversamm- 
lung zu beteiligen. Die Satzung (§ 4) kann 
die Zuwahl weiterer Mitglieder vorsehen. 

(3) Die Organe der Kammer werden von 
der Hauptversammlung gewählt. In ihnen 
müssen die Arbeitnehmer entsprechend ihrem 
Anteil an der Hauptversammlung vertreten 
sein. 


§4 

Satzung 

(1) Die Kammern geben sich eine Satzung, 
die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
bedarf. 

(2) Die Satzung muß Bestimmungen ent- 
halten über 

a) die Einberufung und die Aufgaben der 
Hauptversammlung, 

b) die Organe, ihre Zusammensetzung und 
Aufgaben, 

c) die Wahl der Organe, 

d) die Beschlußfassung in der Hauptver- 
sammlung und in den Organen, 

e) die Vertretung der Kammer, 

f) das Verfahren bei Änderung der Satzung, 

g) die Torrn von Bekanntmachungen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 3 


Hauptversammlung und Organe 


(1) unverändert 


(2) Die Betriebsinhaber und ihre in der 
Landwirtschaft mitarbeitenden Familien- 
angehörigen einerseits und die landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer andererseits wählen ihre 
Vertreter in getrennten Wahlgängen in un- 
mittelbarer, geheimer Wahl nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl. Die landwirt- 
schaftlichen Arbeitnehmer sind bis zu einem 
Drittel der Mitglieder an der Hauptver- 
sammlung zu beteiligen. Die Satzung (§ 4) 
kann die Zuwahl weiterer Mitglieder vor- 
sehen; dabei ist eine Vertretung der Land- 
frauen und der Heimatvertriebenen sicher- 
zustellen. 

(3) unverändert 


§ 4 


Satzung 

unverändert 
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Entwurf 

§5 

Haushalt 

(1) Die zur Durdiführung der Aufgaben 
erforderlichen Mittel werden nach Maßgabe 
eines jährlichen Haushaltsplanes aufgebracht 

a) durch Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der Einrichtungen der Kam- 
mern, 

b) durch Erhebung von Umlagen von den 
Berufszugehörigen der Landwirtschaft, 


c) durch sonstige Einnahmen, Insbesondere 
Zuwendungen der öffentlidien Hand. 

(2) Der Haushaltsplan sowie die Gebühren- 
und Umlageordnung werden von der Haupt- 
Versammlung beschlossen; sie bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Auf die 
Aufstellung und Ausführung des Haushalts- 
planes, die Kassenführung und Buchführung, 
die Rechnungslegung, die Rechnungsprüfung 
und die Erteilung der Entlastung finden die 
Vorschriften der Reichshaushaltsordnung, der 
Reichswirtschaftsbestimmungen, der Rech- 
nungslegungs- sowie der Kassenordnung sinn- 
gemäße Anwendung. Die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Kammern unterliegt 
der Prüfung durch die obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden der Länder. 

(3) Auf die Beitreibung der Umlagen und 
Gebühren finden die landesrechtlidien Vor- 
schriften Anwendung. 


§6 


Staatsaufsicht 


(1) Die Staatsaufsicht über die Kammern 
wird durch die oberste Landesbehörde für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten aus- 
geübt, welche die Kammern auch bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützt. 

(2) In den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises der Kammern (§ 2 Abs. 1) 
wacht die Aufsichtsbehörde nur über die Er- 
füllung der gesetzlichen Pflichten und die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 
durch die Kammern. 

(3) In den Angelegenheiten des übertrage- 
nen Wirkungskreises (§ 2 Abs. 2) sind die 
Kammern an die Weisungen der Aufsichts- 
behörde gebunden. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 5 

Haushalt 

(1) Die zur Durchführung der Aufgaben 
erforderlichen Mittel werden nach Maßgabe 
eines jährlichen Haushaltsplanes aufgebracht 

a) durch Erhebung von Umlagen von den 
Berufszugehörigen der Landwirtschaft, 

b) durch Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der Einrichtungen der Kam- 
mern, 

c) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 6 


Staatsaufsicht 


unverändert 
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Entwurf 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§7 

§ 7 

Durchführuiigsvorschrlften 

Durchführungsvorschriften 

Die Landesregierungen erlassen durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung die- 
ses Gesetzes erforderlichen Vorschriften über 

unverändert 

1. die Kammerbezirke und den Sitz der 
Kammern, 


2. die Voraussetzungen für die Wahlberech- 
tigung zur Hauptversammlung, 


3. die Zahl der Mitglieder der Hauptver- 
sammlung und die Voraussetzungen ihrer 
Wählbarkeit, 


4. das Wahlverfahren, 

5. eine vorläufige Satzung. 


00 

§ 8 

Schlußbestimmung 

Schlußbestimmung 

Dieses Gesetz gilt nicht in den Landern 
Bayern und Baden-Württemberg. 

Dieses Gesetz gilt nicht in den Ländern 
Bayern und Baden-Württemberg. Sollten in 
diesen Ländern zu einem späteren Zeitpunkt 
Kammern erriditet werden, so gelten für 
diese die Vorschriften dieses Gesetzes. 


§ 8a 


Berlin-Klausel 


(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Finanzsystem des Bun- 
des (Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gungen erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 9 

Inkrafttreten 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

unverändert 
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